Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3794 


Der Bundesminister des Innern 

DI 3-215 137/2 


Bonn, den 27. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rechtsstellung und Ausbildung der deutschen Beamten 

für internationale Aufgaben 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1968 
- Drucksache V/3061 - 


Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26, Juni 1968 
- Drucksache V/3061 - berichte ich wie folgt: 


1. Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Bundeshaushaltsplan eine ausreichende Anzahl von Plan- 
stellen auszubringen, aus denen während eines Fortbildungs- 
lehrgangs die laufenden Bezüge der Teilnehmer gezahlt werden 
können, um den Verwaltungen die Benennung von Teilnehmern 
an Fortbildungslehrgängen personalwirtschaftlich zu ermöglichen 
oder zu erleichtern. 


Die Bundesregierung hält die Ausbringung zusätzlicher Plan- 
stellen für erforderlich, um den Verwaltungen die Benennung 
von Teilnehmern an den Lehrgängen für internationale Auf- 
gaben zu ermöglichen oder zu erleichtern. 

Die Bundesregierung prüft ferner die Frage, ob und in welchem 
Umfang Planstellen notwendig sind, damit die bereits begon- 
nenen und die vorgesehenen weiteren Maßnahmen zur Inten- 
sivierung und Ausgestaltung der dienstlichen Fortbildung ohne 
personalwirtschaftliche Schwierigkeiten durchgeführt werden 
können. Gegebenenfalls ist wegen des Sachzusammenhangs für 
die Anforderung der Planstellen eine gemeinsame Finanz- 
vorlage vorgesehen. 


2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Ablaufprogramm der Fortbildungslehrgänge für internatio- 
nale Aufgaben zum Abschluß eines jeden Lehrganges einen 
Erfahrungsaustausch der Teilnehmer vorzusehen, um daraus 
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— die Ergebnisse der Lehrgänge zu ermitteln, 

— Schlußfolgerungen für die weitere Verwendung der Teil- 
nehmer zu ziehen, 

— Erkenntnisse für die Gestaltung künftiger Lehrgänge ge- 
winnen zu können. 


Die bisher durchgeführten beiden Jahreslehrgänge für inter- 
nationale Aufgaben endeten jeweils mit einer zweitägigen Ab- 
schlußveranstaltung. Diese diente der Auswertung der während 
des Lehrgangs einschließlich des Praktikums gewonnenen Ein- 
drücke und der Vorbereitung der künftigen Verwendung der 
Teilnehmer in internationalen Organisationen. Die Teilnehmer 
berichteten über ihre sechsmonatige praktische Tätigkeit in den 
je nach Zusammensetzung, Arbeitsweise und Zielsetzung sehr 
unterschiedlich strukturierten Organisationen. Hierdurch wur- 
den die von anderen Lehrgangsteilnehmern während des Prak- 
tikums gesammelten Erfahrungen vervollständigt. Der Lehr- 
gangsleitung gaben die Berichte Aufschluß über Nutzwert und 
Verbesserungsmöglichkeiten des vorausgehenden theoretischen 
Studienganges. Darüber hinaus konnten die Lehrgangsteilneh- 
mer ihre individuellen Verwendungsinteressen sowie die An- 
stellungsmöglichkeiten und -aussichten bei den einzelnen 
Organisationen mit Vertretern der zuständigen Bundesressorts 
erörtern. Diesen Abschlußveranstaltungen kommt entscheidende 
Bedeutung für einen sinnvollen und dem Lehrgangsziel entspre- 
chenden Einsatz der Teilnehmer zu. Es ist daher beabsichtigt, sie 
in den künftigen Lehrgängen fortzusetzen, durch geeignete 
praxisbezogene Lehrveranstaltungen anzureichern und die Teil- 
nehmer früherer Lehrgänge hinzuzuziehen. 

Unabhängig davon ist vorgesehen, die Teilnehmer aller abge- 
schlossenen Lehrgänge in gewissen Zeitabständen in zwei- bis 
dreitägigen Ergänzungsseminaren zusammenzuführen, um durch 
geeignete Fachveranstaltungen das in den Lehrgängen ver- 
mittelte, für eine Verwendung in internationalen Aufgaben 
erforderliche Spezialwissen aktuell zu halten und zu vertiefen. 
Zwei Seminare dieser Art haben bereits stattgefunden. 


3. Die Bundesregierung wird ersucht, 

aus Gründen der organisatorischen Vereinfachung und der 
Kostenersparnis eine zentrale Fortbildungsstätte zur Durch- 
führung von Lehrgängen für internationale Aufgaben und für 
andere Fortbildungsmaßnahmen zu errichten. 

Der Kabinettsausschuß für wissenschaftliche Forschung, Bildung 
und Ausbildungsförderung hat am 3. Oktober 1968 gebilligt, 
daß der Bundesminister des Innern beauftragt wird, die Errich- 
tung einer „Akademie für öffentliche Verwaltung" vorzuberei- 
ten. Zur schnellstmöglichen Verwirklichung dieses Vorhabens 
ist im Bundesministerium des Innern eine dem Staatssekretär 
unmittelbar unterstellte Arbeitsgruppe „Dienstliche Fortbil- 
dung" gebildet worden. Im Haushaltsentwurf 1969 sind 
300 000 DM bei Kapitel 06 02 Titel 52501 mit der Zweckbestim- 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3794 


mung „Vorbereitende Maßnahmen für die zentrale Fortbildung 
im Bereich des Bundes, insbesondere für die Errichtung einer 
Akademie für öffentliche Verwaltung" veranschlagt worden. 

Aufgabe der künftigen Akademie für öffentliche Verwaltung 
soll es sein, die Fortbildung der Bundesbediensteten in einem 
mehrstufigen, auf die Bedürfnisse der modernen Verwaltung 
ausgerichteten Fortbildungssystem sicherzustellen. Neben der 
Einführung der Nachwuchskräfte in die praktischen Aufgaben 
der Verwaltung und der berufsbegleitenden Unterrichtung der 
übrigen Bundesbediensteten sollen Lehrgänge zur Heranbildung 
junger Führungskräfte und Seminare für Beamte in den Spitzen- 
positionen der Bundesverwaltung veranstaltet werden. Die 
schon bisher laufenden Lehrgänge für internationale Verwen- 
dung werden von der Akademie fortgeführt werden. 

Die Vorbereitungsarbeiten sind soweit gediehen, daß am 
13. Januar 1969 der erste vierwöchige Modell-Lehrgang für 
Beamte des höheren Dienstes zur Einführung in die Verwaltung 
beginnen kann. Ziel dieser Lehrgänge ist es, die Nachwuchs- 
beamten mit der besonderen Struktur, der Technik und den 
komplexen Funktionszusammenhängen moderner Verwaltun- 
gen vertraut zu machen. Am 6. Januar 1969 beginnt ein weiterer’ 
Jahreslehrgang für Verwaltungsführung und internationale Auf- 
gaben, über dessen Zielsetzung und Ausgestaltung ich dem 
Deutschen Bundestag am 19. April 1968 einen ausführlichen 
Bericht - Drucksache V/2854 - vorgelegt habe. 

Die Fortbildung der Angehörigen der Bundesverwaltung wird 
mit Nachdruck intensiviert werden. Gleichwohl werden beim 
Aufbau der Akademie bestimmte Schwerpunkte zu setzen sein. 
Die zunächst notwendige Konzentration auf die Fortbildung des 
höheren Dienstes wird aber alsbald durch Fortbildungsmaß- 
nahmen für den gehobenen Dienst ergänzt werden müssen. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages wird über die 
Vorbereitungen für die Errichtung der Akademie und die dort 
geplanten Fortbildungsmaßnahmen im einzelnen unterrichtet 
werden. 

4. Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Bundeshaushaltsplan vorsorglich eine ausreichende Anzahl 
von Leerstellen auszubringen, damit ohne personalwirtschaft- 
liche Schwierigkeiten bei Bedarf sofort Beamte zu internatio- 
nalen Organisationen entsandt werden können, 

5. im Bundeshaushaltsplan die Leerstellen für die zu internatio- 
nalen Organisationen entsandten Beamten nach deren Rückkehr 
noch für einen längeren Zeitraum beizubehalten, damit die 
Rücknahme in den nationalen Dienst und ein Austausch zwi- 
schen den Dienstkräften im nationalen und im internationalen 
Dienst erleichtert wird. 

Nach den geltenden Vorschriften (zur Zeit § 12 des Haus- 
haltsgesetzes 1968 vom 3. Mai 1968 - BGBl. II S. 345) hängt die 
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Errichtung einer Leerstelle vom Zeitpunkt der tatsächlichen Ent* 
Sendung eines Beamten ab. Mit Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages dürfen darüber hinaus 
Planstellen für Beamte ausgebracht werden, deren Verwendung 
demnächst im Dienst einer öffentlichen zwischen- oder über- 
staatlichen Einrichtung beabsichtigt ist; das ist auch für den Fall 
zugelassen, daß diese Planstellen für solche Beamte benötigt 
werden, die als Ersatz für zu entsendende Beamte eingestellt 
werden sollen. In dringenden Fällen kann die Zustimmung des 
Haushaltsausschusses auch durch seine unverzügliche nach- 
trägliche Unterrichtung ersetzt werden. 

Leerstellen bleiben so lange verfügbar, bis für den Beamten 
nach seiner Rückkehr in den aktiven Dienst des Bundes eine 
freie und besetzbare Planstelle zur Verfügung steht. 

Nach den vorliegenden Erfahrungen reichen diese Vorschriften 
zunächst aus, um die Entsendung von Beamten zu zwischen- 
oder überstaatlichen Organisationen zu ermöglichen. 


6. Die Bundesregierung wird ersucht, 

weiterhin mit den Lände, n und den sonstigen Dienstherren der 
Bundesrepublik zu ve’' .andeln, daß die zu zwischen- oder über- 
staatlichen Einrichtr'xgen entsandten Beamten auf besetzbare 
Planstellen oder afür ausgebrachte Leerstellen entsprechend 
der Voraussicht! men Gestaltung ihrer Dienstlaufbahn befördert 
werden. 

Die Bundesländer haben entweder eigene „Entsendungsricht- 
linien" erlassen oder für ihren Bereich angeordnet, daß die 
Bundesrichtlinien entsprechend angewendet werden. Daher be- 
steht bei allen Bundesländern - wie im Bund - die Möglichkeit 
der Einrichtung von Leerstellen und der Beförderung von Beam- 
ten während ihrer Entsendung oder ihrer Verwendung im Rah- 
men der Entwicklungshilfe. Die Bundesländer haben überein- 
stimmend berichtet, daß die entsandten Beamten nach denselben 
Grundsätzen befördert werden, die für die vergleichbaren nicht 
beurlaubten Beamten im aktiven Dienst gelten. Im Rahmen die- 
ser Grundsätze sind auch in der Vergangenheit entsandte 
Beamte bei den Ländern befördert worden. 


7. Die Bundesregierung wird ersucht, 

dafür zu sorgen, daß 

— alle bei internationalen Organisationen freien Dienstposten 
erfaßt, 

■ — Bewerbungen um eine Verwendung bei internationalen 
Organisationen entgegengenommen und weitergeleitet 
werden, 

— die bei internationalen Organisationen tätigen deutschen 
Bediensteten dienstrechtlich betreut werden. 
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in einer Hand zu vereinigen und damit bessere Chancen für den 
Einsatz deutschen Personals im internationalen Bereich zu schaf- 
fen. Unter der Federführung des Auswärtigen Amtes sind Maß- 
nahmen zur Förderung der deutschen personellen Beteiligung 
bei internationalen Organisationen vorbereitet worden. Gedacht 
ist an die Bildung eines interministeriellen Ausschusses und 
interministerieller Arbeitsgruppen sowie die zentrale Erfassung 
des betreffenden Personals. Die Geschäftsführung für die 
Koordinierung und Durchführung dieser organisatorischen Maß- 
nahmen soll beim Auswärtigen Amt liegen. Die Verhandlungen 
mit den beteiligten Stellen stehen vor ihrem Abschluß. Der 
Innenausschuß und der Ausschuß für Entwicklungshilfe, auf des- 
sen Empfehlung - Drucksache V/2349 (neu) - der Beschluß des 
Plenums des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 1967 
zurückgeht, werden in Kürze über die getroffenen Maßnahmen 
unterrichtet werden können. 


Benda 
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